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Jahrgang 2024 Ausgegeben am xx. xxxx 2024

xx. Gesetz: Gesetz über den Nationalpark Donau-Auen (Wiener Nationalparkgesetz); Gesetz, mit
dem das Wiener Naturschutzgesetz erlassen wird(Wiener Naturschutzgesetz); Ges etz
betreffend das Fischereiwesen im Gebiete der Stadt Wien (Wiener Fischereigesetz);
Gesetz über die Regelung des Jagdwesens (Wiener Jagdgesetz); Änderung

Gesetz, mit dem das Gesetz über den Nationalpark Donau-Auen (Wiener Nationalparkge-
setz), das Gesetz, mit dem das Wiener Naturschutzgesetz erlassen wird (Wiener Natur-

schutzgesetz), das Gesetz betreffend das Fischereiwesen im Gebiete der Stadt Wien (Wie-
ner Fischereigesetz) und das Gesetz über die Regelung des Jagdwesens

(Wiener Jagdgesetz) geändert werden

Der Wiener Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Gesetz über den Nationalpark Donau-Auen (Wiener Nationalparkgesetz), LGBl. fü r W ien Nr.
37/1996, geändert durch LGBl. für Wien Nr. 27/2021, wird wie folgt geändert:

1. § 3 lautet:
„§ 3. (1) Fauna-Flora-Habitat– Richtlinie ist die Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992

zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen, ABl. Nr. L 206
vom 22. Juli 1992, S. 7, zuletzt geändert durch die Richtlinie 2013/17/EU des Rates vom 13. Mai 2013,
ABl. Nr. L 158 vom 10. Juni 2013, S. 193, in der Fassung der Berichtigung ABl. Nr. L 95 vom 29. März
2014, S. 70.

(2) Vogelschutz– Richtlinie ist die Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments und  des
Rates vom 30. November 2009 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten, ABl. Nr. L 20 vom 26.
Jänner 2010, S. 7, zuletzt geändert durch die Verordnung (EU) 2019/1010 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 5. Juni 2019, ABl. Nr. L 170 vom 25. Juni 2019, S. 115.“

2. In § 7 Abs. 7 tritt an die Stelle der Zitierung „BGBl. I Nr. 80/2018“ die Zitierung „BGBl. I Nr.
26/2023“.

3. § 7 Abs. 8 lautet:
„(8) Die in Abs. 1 bis 3 genannten Verfahren sind unverzüglich auf einer für diese Umweltorganisa-

tionen zugänglichen elektronischen Plattform für zwei Wochen kundzumachen. Ab dem Tag der Kund-
machung haben Umweltorganisationen gemäß Abs. 7 das Recht auf Akteneinsicht. Umweltorganisatio -
nen gemäß Abs. 7, die binnen zwei Wochen ab dem Tag der Kundmachung auf der elektronischen Plat t -
form eine schriftliche Teilnahmeerklärung bei der Behörde abgeben, haben das Recht, Stellungnahmen
im Verfahren zum Vorliegen der Genehmigungsvoraussetzungen gemäß § 7 Abs. 3 abzugeben. Die Stel-
lungnahmen sind bei der Entscheidung in angemessener Weise zu berücksichtigen.“

4. § 7 Abs. 9 lautet:
„(9) Bescheide in den in Abs. 1 bis 3 genannten Verfahren sind unverzüglich auf einer für diese

Umweltorganisationen zugänglichen elektronischen Plattform für vier Wochen kundzumachen. Ab dem
Tag der Kundmachung auf der elektronischen Plattform gilt der Bescheid diesen Umweltorganisat ionen
als zugestellt.“

5. Nach § 7 Abs. 9 wird folgender Absatz 10 angefügt:
„(10) Umweltorganisationen im Sinne des Abs. 7 steht das Recht zu, Beschwerde beim Verwal-

tungsgericht Wien zu erheben. Werden in einer Beschwerde einer Umweltorganisation, die gemäß Abs. 8
eine schriftliche Teilnahmeerklärung abgegeben hat, Einwendungen oder Gründe erstmals vorgebracht,
so sind diese nicht zulässig, wenn ihr erstmaliges Vorbringen missbräuchlich oder unredlich ist.“

6. Nach § 22 Abs. 5 wird folgender Absatz 5a angefügt:
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„(5a) Umweltorganisationen im Sinne des § 7 Abs. 7 können zusätzlich zu Abs. 5 auch gegen Be-
scheide gemäß § 7 Abs. 1 bis 3, die im Zeitraum von 20. Dezember 2017 bis 30. April 2020 erlassen
worden sind, Beschwerde beim Verwaltungsgericht Wien erheben. Beschwerden gegen solche Bescheide
haben keine aufschiebende Wirkung. Die Bescheide sind auf einer für diese Umweltorgan isat io nen  zu-
gänglichen elektronischen Plattform für vier Wochen kundzumachen. Ab dem Tag der Kundmachung auf
der elektronischen Plattform gilt der Bescheid diesen Umweltorganisationen als zugeste llt . Ab  d iesem
Zeitpunkt haben diese Umweltorganisationen das Recht auf Akteneinsicht. Dies gilt nicht für Bescheid e,
die bereits rechtskräftig einer inhaltlichen Überprüfung durch das Verwaltungsgericht Wien un terzogen
wurden und gegen die auf Grund einer Revision beim Verwaltungsgerichtshof oder Bes chwerde beim
Verfassungsgerichtshof auch kein Verfahren anhängig ist.“

7. § 23 lautet:
„§ 23. Durch dieses Landesgesetz werden folgende Richtlinien der Europäischen Union umgesetzt:

1. Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume
sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen, ABl. Nr. L 206 vom 22. Juli 1992, S. 7, zuletzt geän-
dert durch die Richtlinie 2013/17/EU des Rates vom 13. Mai 2013, ABl. Nr. L 158 vom 10. Juni
2013, S. 193, in der Fassung der Berichtigung ABl. Nr. L 95 vom 29. März2014, S. 70,

2. Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009
über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten, ABl. Nr. L 20 vom 26. Jänner 2010, S. 7, zuletzt
geändert durch die Verordnung (EU) 2019/1010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
5. Juni 2019, ABl. Nr. L 170 vom 25. Juni 2019, S. 115 und

3. durch die §§ 8a bis 8g, § 22 Abs. 4 und die Anhänge I und II die Richtlinie 2001/42/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2001 über die Prüfung der Umweltauswirkun-
gen bestimmter Pläne und Programme, ABl. Nr. L 197 vom 21. Juli 2001, S. 30.“

Artikel II

Das Gesetz, mit dem das Wiener Naturschutzgesetzerlassen wird, LGBl. für Wien Nr. 45/1998, zu -
letzt geändert durch LGBl. für Wien Nr. 27/2021, wird wie folgt geändert:

1. § 3 Abs. 10 lautet:
„(10) Fauna-Flora-Habitat – Richtlinie ist die Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992

zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen, ABl. Nr. L 206
vom 22. Juli 1992, S. 7, zuletzt geändert durch die Richtlinie 2013/17/EU des Rates vom 13. Mai 2013,
ABl. Nr. L 158 vom 10. Juni 2013, S. 193, in der Fassung der Berichtigung ABl. Nr. L 95 vom 29. März
2014, S. 70.“

2. § 3 Abs. 11 lautet:
„(11) Vogelschutz– Richtlinie ist die Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments und des

Rates vom 30. November 2009 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten, ABl. Nr. L 20 vom 26.
Jänner 2010, S. 7, zuletzt geändert durch die Verordnung (EU) 2019/1010 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 5. Juni 2019, ABl. Nr. L 170 vom 25. Juni 2019, S. 115.“

3. § 13 Abs. 3 lautet:
„(3) Das Freisetzen gebietsfremder Arten in die Natur ist verboten, wenn eine Beeinträchtigung ei-

nes Biotoptyps im Sinne der §§ 7 ff. oder heimischer Tier- und Pflanzenarten zu erwarten ist. Jedenfalls
verboten ist das Freisetzen gebietsfremder Arten in die Natur im Sinne der Unionslis te nach Art . 4 der
Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2014 über
die Prävention und das Management der Einbringung und Ausbreitung invasiver gebietsfremder Art en ,
ABl. Nr. L 317 vom 4. November 2014, S. 35, in der jeweils geltenden Fassung.“

4. § 40a Abs. 1 lautet:
„(1) Umweltorganisationen, die gemäß § 19 Abs. 7 des Umweltverträglichkeitsprüfu ngsgesetzes

2000 (UVP-G 2000), BGBl. Nr. 697/1993, in der Fassung BGBl. I Nr. 26/2023, anerkannt und für Wien
zugelassen sind, können an Verfahren nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen teilnehmen.“
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5. § 40a Abs. 2 lautet:
„(2) Die Verfahren nach § 22 Abs. 5, 6, 7 und 8 (Eingriffe in Europaschutzgebiete) sind unverzüg-

lich auf einer für diese Umweltorganisationen zugänglichen elektronischen Plattform für zwei W ochen
kundzumachen. Ab dem Tag der Kundmachung haben Umweltorganisationen gemäß Abs. 1 das  Rech t
auf Akteneinsicht. Umweltorganisationen gemäß Abs. 1, die binnen zwei Wochen ab dem Tag der
Kundmachung auf der elektronischen Plattform eine schriftliche Teilnahmeerklärung bei der Natur-
schutzbehörde abgeben, haben das Recht, Stellungnahmen im Verfahren zum Vorliegen  der Genehmi-
gungsvoraussetzungen gemäß § 22 Abs. 5 bis 9 abzugeben. Die Stellungnahmen sind bei der En tschei-
dung in angemessener Weise zu berücksichtigen.“

6. § 40a Abs. 3 lautet:
„(3) Umweltorganisationen im Sinne des Abs. 1 steht gegen Bescheide gemäß § 22 Abs. 5, 6, 7 und

8 (Eingriffe in Europaschutzgebiete) das Recht zu, Beschwerde beim Verwaltungsgericht Wien zu  erh e-
ben. Werden in einer Beschwerde einer Umweltorganisation, die gemäß Abs. 2 eine schriftliche Teilnah-
meerklärung abgegeben hat, Einwendungen oder Gründe erstmals vorgebracht, so sind diese nicht zuläs -
sig, wenn ihr erstmaliges Vorbringen missbräuchlich oder unredlich ist.“

7. § 40a Abs. 4 lautet:
„(4) Umweltorganisationen im Sinne des Abs. 1 steht das Recht zu, gegen Bescheide gemäß §  11

Abs. 2, 3, 4 und 7 (Ausnahmen von artenschutzrechtlichen Verboten), soweit Tier- oder Pflanzenarten be-
troffen sind, die durch die Fauna-Flora-Habitat – Richtlinie oder die Vogelschutz– Richtlinie ges chützt
sind, eine Beschwerde beim Verwaltungsgericht Wien zu erheben.“

8. § 40a Abs. 5 lautet:
„(5) Bescheide in den in Abs. 3 und Abs. 4 genannten Verfahren sind unverzüglich auf einer für die-

se Umweltorganisationen zugänglichen elektronischen Plattform für vier Wochen kundzumachen. Ab
dem Tag der Kundmachung auf der elektronischen Plattform gilt der Bescheid diesen Umweltorganisat i-
onen als zugestellt. Ab diesem Zeitpunkt haben diese Umweltorganisationen in Verfahren  nach Abs. 4
das Recht auf Akteneinsicht.“

9. Nach § 53 Abs. 4 wird folgender Absatz 4a angefügt:
„(4a) Umweltorganisationen im Sinne des § 40a Abs. 1 können zusätzlich zu Abs. 4 auch gegen Be-

scheide gemäß § 40a Abs. 3 und 4, die im Zeitraum von 20. Dezember 2017 bis 30. April 2020 erlas s en
worden sind, Beschwerde beim Verwaltungsgericht Wien erheben. Beschwerden gegen solche Bescheide
haben keine aufschiebende Wirkung. Die Bescheide sind auf einer für diese Umweltorgan isat io nen  zu-
gänglichen elektronischen Plattform für vier Wochen kundzumachen. Ab dem Tag der Kundmachung auf
der elektronischen Plattform gilt der Bescheid diesen Umweltorganisationen als zugeste llt . Ab  d iesem
Zeitpunkt haben diese Umweltorganisationen das Recht auf Akteneinsicht. Dies gilt nicht für Bescheid e,
die bereits rechtskräftig einer inhaltlichen Überprüfung durch das Verwaltungsgericht Wien un terzogen
wurden und gegen die auf Grund einer Revision beim Verwaltungsgerichtshof oder Bes chwerde beim
Verfassungsgerichtshof auch kein Verfahren anhängig ist.“

10. § 54 Z 1 lautet:

„1. Richtlinie 92/43/EWG vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der
wild lebenden Tiere und Pflanzen, ABl. Nr. L 206 vom 22.07.1992, S. 7, zuletzt geändert durch die
Richtlinie 2013/17/EU vom 13.05.2013, ABl. Nr. L 158 vom 10.06.2013, S. 193, in der Fassung der
Berichtigung ABl. Nr. L 095 vom 29.03.2014, S. 70, und“

11. § 54 Z 2 lautet:

„2. Richtlinie 2009/147/EG vom 30.11.2009 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten, ABl.
Nr. L 20 vom 26.01.2010, S. 7, zuletzt geändert durch die Verordnung (EU) 2019/1010 vom 5. Juni
2019, ABl. Nr. L 170 vom 25.06.2019, S. 115.“
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Artikel III

Das Wiener Fischereigesetz, LGBl. für Wien Nr. 01/1948, zuletzt geändert durch das Ges etz LGBl.
für Wien Nr. 72/2021, wird wie folgt geändert:

1. § 61 Abs. 5 lautet:
„(5) Gemäß § 19 Abs. 7 Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000 (UVP-G 2000), BGBl. Nr.

697/1993, in der Fassung BGBl. I Nr. 26/2023, anerkannte und für Wien zugelassene Umweltorganisatio-
nen haben das Recht, sich an Verfahren um Bewilligungen nach § 47 Abs . 1 (A us nahmen von art en-
schutzrechtlichen Verboten), § 49a Abs. 1 (Ausnahmen vom Gebrauch verbotener Vorrichtungen, Fang-
mittel und Methoden) und § 53 Abs. 3 (Ausnahmen vom Verbot des Aussetzens von Fischarten wie auch
von Eiern, Brut, Setzlingen oder Jungfischen, die in Wiener Gewässern nicht heimisch sind) bet reffend
eine nach der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebens-
räume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen, ABl. Nr. L 206 vom 22. Juli 1992, S. 7, zuletzt geän-
dert durch die Richtlinie 2013/17/EU des Rates vom 13. Mai 2013, ABl. Nr. L 158 vom 10. Juni 2013, S.
193, in der Fassung der Berichtigung ABl. Nr. L 95 vom 29. März 2014, S. 70 (im Folgenden Fauna-
Flora-Habitat – Richtlinie) geschützte Art nach Maßgabe des Abs. 6 zu beteiligen.“

2. § 61 Abs. 6 lautet:
„(6) Die in Abs. 5 genannten Verfahren sind unverzüglich auf einer für diese Umweltorganisationen

zugänglichen elektronischen Plattform für zwei Wochen kundzumachen. Ab dem Tag der Kundmachung
haben Umweltorganisationen gemäß Abs. 5 das Recht auf Akteneinsicht. Umweltorganisationen gemäß
Abs. 5, die binnen zwei Wochen ab dem Tag der Kundmachung auf der elektronischen Plat t form eine
schriftliche Teilnahmeerklärung bei der Fischereibehörde abgeben, haben das Recht, Stellungnahmen im
Verfahren zum Vorliegen der Genehmigungsvoraussetzungen gemäß § 47 Abs. 1, § 49a Abs. 1 und  §  53
Abs. 3 abzugeben. Die Stellungnahmen sind von der Fischereibehörde bei ihrer Entscheidung in  ange-
messener Weise zu berücksichtigen.“

3. § 61 Abs. 7 lautet:
„(7) Soweit eine nach der Fauna-Flora-Habitat – Richtlinie geschützte Art betroffen is t , s teh t Um-

weltorganisationen im Sinne des Abs. 5 das Recht zu, gegen Bescheide gemäß § 47 Abs. 1, § 49a Abs . 1
und § 53 Abs. 3 Beschwerde beim Verwaltungsgericht Wien zu erheben. Werden in einer Beschwerde ei-
ner Umweltorganisation, die gemäß Abs. 6 eine schriftliche Teilnahmeerklärung abgegeben hat, Einwen-
dungen oder Gründe erstmals vorgebracht, so sind diese nicht zulässig, wenn ihr erstmaliges Vorbringen
missbräuchlich oder unredlich ist.“

4. Nach § 61 Abs. 7 werden folgende Absätze 8 bis 10 angefügt:
„(8) Bescheide in den in Abs. 5 genannten Verfahren sind unverzüglich auf einer für diese Umwelt-

organisationen zugänglichen elektronischen Plattform für vier Wochen kundzumachen. Ab dem Tag  der
Kundmachung auf der elektronischen Plattform gilt der Bescheid diesen Umweltorganisationen als zuge-
stellt.

(9) Die in Abs. 5 genannten Umweltorganisationen können auch gegen Bescheide im Sinne des Abs.
5, die längstens ein Jahr vor dem Inkrafttreten dieser Bestimmung erlassen worden s ind , Bes chwerde
beim Verwaltungsgericht Wien erheben. Beschwerden gegen solche Bescheide haben keine aufschieben-
de Wirkung. Gleiches gilt für Verfahren gemäß § 47 Abs. 1, § 49a Abs. 1 und § 53 Abs. 3, betreffend eine
nach der Fauna-Flora-Habitat – Richtlinie geschützte Art, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Be-
stimmung anhängig, aber noch nicht abgeschlossen sind. Das Beschwerderecht gilt nicht für Bes cheide,
die bereits rechtskräftig einer inhaltlichen Überprüfung durch das Verwaltungsgericht Wien un terzogen
wurden und gegen die auf Grund einer Revision beim Verwaltungsgerichtshof oder Bes chwerde beim
Verfassungsgerichtshof auch kein Verfahren anhängig ist. Die Bestimmungen des Abs. 6 finden s innge-
mäß Anwendung.

(10) Die in Abs. 5 genannten Umweltorganisationen können zusätzlich zu Abs. 9 auch  gegen Be-
scheide im Sinne des Abs. 5, die im Zeitraum vom 20. Dezember 2017 bis 30. April 2020 erlassen wor-
den sind, Beschwerde beim Verwaltungsgericht Wien erheben. Diese Bescheide sind unverzüglich auf ei-
ner für diese Umweltorganisationen zugänglichen elektronischen Plattform für vier Wochen kundzuma-
chen. Ab dem Tag der Kundmachung auf der elektronischen Plattform gilt der Bescheid diesen Umwelt-
organisationen als zugestellt. Ab diesem Zeitpunkt haben diese Umweltorganisationen das Recht auf Ak-
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teneinsicht. Beschwerden gegen solche Bescheide haben keine aufschiebende Wirkung. Gleiches gilt  fü r
Verfahren gemäß § 47 Abs. 1, § 49a Abs. 1 und § 53 Abs. 3, betreffend eine nach der Fauna-Flora-
Habitat – Richtlinie geschützte Art, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Bestimmung anhäng ig,
aber noch nicht abgeschlossen sind. Das Beschwerderecht gilt nicht für Bescheide, die bereits rechtskräf-
tig einer inhaltlichen Überprüfung durch das Verwaltungsgericht Wien unterzogen wurden und gegen die
auf Grund einer Revision beim Verwaltungsgerichtshof oder Beschwerde beim Verfassungsgerich tshof
auch kein Verfahren anhängig ist. Die Bestimmungen des Abs. 6 finden sinngemäß Anwendung.“

Artikel IV

Das Wiener Jagdgesetz, LGBl. für Wien Nr. 06/1948, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. fü r
Wien Nr. 27/2021, wird wie folgt geändert:

1. § 124 Abs. 4 lautet:
„(4) Gemäß § 19 Abs. 7 Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000 (UVP-G 2000), BGBl. Nr.

697/1993, in der Fassung BGBl. I Nr. 26/2023, anerkannte und für Wien zugelassene Umweltorganisatio-
nen haben das Recht sich an Verfahren um Bewilligungen nach § 69 Abs. 2, § 70 Abs. 3, §  76 und  §  86
Abs. 5 (Ausnahmen von artenschutzrechtlichen Verboten) betreffend eine nach der Fauna-Flora-Habita t-
Richtlinie (92/43/EWG) oder der Vogelschutz-Richtlinie (2009/147/EG) geschützten Art nach Maßgabe
des Abs. 5 zu beteiligen.“

2. § 124 Abs. 5 lautet:
„(5) Die in Abs. 4 genannten Verfahren sind unverzüglich auf einer für diese Umweltorganisationen

zugänglichen elektronischen Plattform für zwei Wochen kundzumachen. Ab dem Tag der Kundmachung
haben Umweltorganisationen gemäß Abs. 4 das Recht auf Akteneinsicht. Umweltorganisationen gemäß
Abs. 4, die binnen zwei Wochen ab dem Tag der Kundmachung auf der elektronischen Plat t form eine
schriftliche Teilnahmeerklärung bei der Jagdbehörde abgeben, haben das Recht Stellungnahmen im Ver-
fahren zum Vorliegen der Genehmigungsvoraussetzungen gemäß § 69 Abs. 2, § 70 Abs. 3, § 76 und §  86
Abs. 5abzugeben. Die Stellungnahmen sind von der Jagdbehörde bei ihrer Entscheidung in angemessener
Weise zu berücksichtigen.“

3. § 124 Abs. 6 lautet:
„(6) Soweit eine nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (92/43/EWG) oder der Vogelschutz-

Richtlinie (2009/147/EG) geschützte Art betroffen ist, steht Umweltorganisationen im Sinne des  Abs. 4
das Recht zu, gegen Bescheide gemäß § 69 Abs. 2, § 70 Abs. 3, § 76 und § 86 Abs. 5 Beschwerde beim
Verwaltungsgericht Wien zu erheben. Werden in einer Beschwerde einer Umweltorganisation, die gemäß
Abs. 5eine schriftliche Teilnahmeerklärung abgegeben hat, Einwendungen oder Gründe erstmals vorge-
bracht, so sind diese nicht zulässig, wenn ihr erstmaliges Vorbringen missbräuchlich oder unredlich ist.“

4. Nach § 124 Abs. 6 werden folgende Absätze 7 bis 9 angefügt:
„(7) Bescheide in den in Abs. 4 genannten Verfahren sind unverzüglich auf einer für diese Umwelt -

organisationen zugänglichen elektronischen Plattform für vier Wochen kundzumachen. Ab dem Tag  der
Kundmachung auf der elektronischen Plattform gilt der Bescheid diesen Umweltorganisationen als zuge-
stellt.

(8) Die in Abs. 4 genannten Umweltorganisationen können auch gegen Bescheide im Sinne des Abs.
4, die längstens ein Jahr vor dem Inkrafttreten dieser Bestimmung erlassen worden s ind , Bes chwerde
beim Verwaltungsgericht Wien erheben. Beschwerden gegen solche Bescheide haben keine aufschieben-
de Wirkung. Gleiches gilt für Verfahren gemäß § 69 Abs. 2, § 70 Abs. 3, § 76 und § 86 Abs. 5, betreffend
eine nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (92/43/EWG) oder der Vogelschutz-Richtlinie
(2009/147/EG) geschützte Art, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Bestimmung anhäng ig, aber
noch nicht abgeschlossen sind. Das Beschwerderecht gilt nicht für Bescheide, die bereits rechtskräftig ei-
ner inhaltlichen Überprüfung durch das Verwaltungsgericht Wien unterzogen wurden und gegen die auf
Grund einer Revision beim Verwaltungsgerichtshof oder Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof auch
kein Verfahren anhängig ist. Die Bestimmungen des Abs. 5 finden sinngemäß Anwendung.

(9) Die in Abs. 4 genannten Umweltorganisationen können zusätzlich zu  Abs. 8 auch  gegen Be-
scheide im Sinne des Abs. 4, die im Zeitraum vom 20. Dezember 2017 bis 30. April 2020 erlassen wor-
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den sind, Beschwerde beim Verwaltungsgericht Wien erheben. Diese Bescheide sind unverzüglich auf ei-
ner für diese Umweltorganisationen zugänglichen elektronischen Plattformfür vier Wochen kundzuma-
chen. Ab dem Tag der Kundmachung auf der elektronischen Plattform gilt der Bescheid diesen Umwelt-
organisationen als zugestellt. Ab diesem Zeitpunkt haben diese Umweltorganisationen das Recht auf Ak-
teneinsicht. Beschwerden gegen solche Bescheide haben keine aufschiebende Wirkung. Gleiches gilt  fü r
Verfahren gemäß § 69 Abs. 2, § 70 Abs. 3, § 76 und § 86 Abs. 5, betreffend eine nach der Fauna -Flora-
Habitat-Richtlinie (92/43/EWG) oder der Vogelschutz-Richtlinie (2009/147/EG) geschützte Art, die zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Bestimmung anhängig, aber noch nicht abgeschlossen s ind . Das Be-
schwerderecht gilt nicht für Bescheide, die bereits rechtskräftig einer inhaltlichen Überprüfung durch das
Verwaltungsgericht Wien unterzogen wurden und gegen die auf Grund einer Revision beim Verwal-
tungsgerichtshof oder Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof auch kein Verfahren anhängig ist.“

Artikel V

Dieses Gesetz tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

Der Landeshauptmann: Der Landesamtsdirektor:
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Vorblatt

zum Gesetz, mit dem das Gesetz über den Nationalpark Donau-Auen
(Wiener Nationalparkgesetz), das Gesetz, mit dem das Wiener

Naturschutzgesetz erlassen wird, das Gesetz betreffend das Fischereiwesen im
Gebiete der Stadt Wien (Wiener Fischereigesetz) und das Gesetz über die

Regelung des Jagdwesens (Wiener Jagdgesetz) geändert werden

Ziele und wesentlicher Inhalt:

Im Hinblick auf das Übereinkommen von Aarhus über den Zugang zu

Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den

Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten und die mit Gründen versehene

Stellungnahme der Europäischen Kommission im Vertragsverletzungsverfahren Nr.

2014/4111 werden zur Vermeidung einer Klagserhebung der Europäischen

Kommission an den EuGH Anpassungen im Wiener Naturschutzgesetz, Wiener

Nationalparkgesetz, Wiener Fischereigesetz und Wiener Jagdgesetz im

Anwendungsbereich der Richtlinie 92/43/EWG (Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie)

sowie der Richtlinie 2009/147/EG (Vogelschutz-Richtlinie) und der Verordnung

(EU) Nr. 1143/2014 vorgenommen.

Die Novelle zielt darauf ab, die Teilnahmerechte an Verwaltungsverfahren und den

Gerichtszugang für anerkannte Umweltorganisationen nach § 19 Abs. 7

Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000 – UVP-G 2000, BGBl. Nr. 697/1993,

zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 26/2023, entsprechend der Forderungen der

Europäischen Kommission im Vertragsverletzungsverfahren Nr. 2014/4111 zu

erweitern.
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Alternativen:

Es bestehen keine Alternativen zur gegenständlichen Novelle, da die Europäische

Kommission im Vertragsverletzungsverfahren Nr. 2014/4111 am 16.11.2023 eine

Begründete Stellungnahme (C(2023)7238 final) an Österreich gerichtet hat, die

unter anderem auch die gegenständlichen Anpassungen im Bereich von Wiener

Landesgesetzen erforderlich macht.

Auswirkungen des Regelungsvorhabens:

Finanzielle Auswirkungen:

Die beabsichtigten Regelungen werden voraussichtlich keine wesentlichen

finanziellen Auswirkungen haben, da auch nach der aktuellen Rechtslage bereits

Verwaltungsverfahren betreffend Vorhaben in Europaschutzgebieten und im

Bereich des Artenschutzes durchgeführt werden, in denen anerkannte

Umweltorganisationen im Rahmen der Bestimmungen des § 22 des Wiener

Nationalparkgesetzes, des § 40a des Wiener Naturschutzgesetzes, des § 61 des

Wiener Fischereigesetzes und des § 124 des Wiener Jagdgesetzes an Verfahren

teilnehmen können bzw. Gerichtszugang haben. Nach den bisherigen Erfahrungen

ist davon auszugehen, dass anerkannte Umweltorganisationen nur in Einzelfällen an

Verwaltungsverfahren teilnehmen oder Beschwerde erheben werden. Es ist daher

auch beim Verwaltungsgericht Wien mit keinen erheblichen Mehrkosten zu

rechnen.

Zusätzliche finanzielle Belastungen für die Stadt Wien durch die gegenständliche

Novelle sind nicht gegeben.

Dem Bund und den übrigen Gebietskörperschaften erwachsen durch die

Umsetzung des gegenständlichen Gesetzesentwurfes keine zusätzlichen Kosten.
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Auswirkungen auf die Bezirke:

Für die Bezirke sind keine finanziellen Auswirkungen zu erwarten.

Wirtschaftspolitische Auswirkungen, Auswirkungen auf die Beschäftigung und den

Wirtschaftsstandort Österreich sowie Auswirkungen in umweltpolitischer,

konsumentenschutzpolitischer und sozialer Hinsicht:

In umweltpolitischer Hinsicht sind positive Auswirkungen zu erwarten, da

bestehende Rechtsschutzmöglichkeiten anerkannter Umweltorganisationen in

Naturschutzangelegenheiten erweitert werden. In wirtschaftspolitischer und

sozialer Hinsicht sind keine Auswirkungen zu erwarten. Ebenso wenig auf die

Beschäftigung und den Wirtschaftsstandort Österreich.

Geschlechtsspezifische Auswirkungen:

Keine

Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union:

Die Europäische Union ist Vertragspartei des Übereinkommens von Aarhus, das mit

der gegenständlichen Novelle umgesetzt wird.

Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens:

Keine
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Gesetz, mit dem das Gesetz über den Nationalpark Donau-Auen (Wiener
Nationalparkgesetz), das Gesetz, mit dem das Wiener Naturschutzgesetz

erlassen wird (Wiener Naturschutzgesetz), das Gesetz betreffend das
Fischereiwesen im Gebiete der Stadt Wien (Wiener Fischereigesetz) und das

Gesetz über die Regelung des Jagdwesens (Wiener Jagdgesetz) geändert
werden

ERLÄUTERNDE BEMERKUNGEN

Allgemeiner Teil

Die vorliegende Sammelnovelle stützt sich auf die Kompetenz der Länder zur Regelung der
Angelegenheiten des Naturschutzes sowie des Jagd- und Fischereirechtes in Gesetzgebung und
Vollziehung (Art. 15 B-VG).

Nach Art. 9 Abs. 3 des Übereinkommens von Aarhus über den Zugang zu Informationen, die
Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in
Umweltangelegenheiten, BGBl. III Nr. 88/2005, zuletzt geändert durch BGBl. III Nr. 58/2023,
hat jede Vertragspartei sicherzustellen, dass Mitglieder der Öffentlichkeit, sofern sie etwaige in
ihrem innerstaatlichen Recht festgelegte Kriterien erfüllen, Zugang zu verwaltungsbehördlichen
oder gerichtlichen Verfahren haben, um die von Privatpersonen und Behörden vorgenommenen
Handlungen und begangenen Unterlassungen anzufechten, die gegen umweltbezogene
Bestimmungen ihres innerstaatlichen Rechts verstoßen.

Das Übereinkommen von Aarhus wurde von Österreich ratifiziert und ist für Österreich als
Vertragspartei rechtlich verbindlich. Auch die Europäische Gemeinschaft hat das Übereinkommen
von Aarhus als Rechtsvorgängerin der Europäischen Union ratifiziert, wodurch dieses auch gemäß
Art. 216 Abs. 2 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV), für Österreich
bindend ist. Von der Europäischen Kommission wurde wegen des Vorwurfes einer mangelhaften
Umsetzung dieses Übereinkommens ein Vertragsverletzungsverfahren (Nr. 2014/4111) eingeleitet
und am 16.11.2023 eine mit Gründen versehene Stellungnahme (C(2023)7238 final) gemäß Art. 258
AEUV an Österreich gerichtet (im Folgenden Begründete Stellungnahme).

Mit der vorliegenden Sammelnovelle wird – auf Basis der Ergebnisse des genannten
Vertragsverletzungsverfahrens und der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) –
eine rückwirkende Ausdehnungder bestehenden Rechte auf gerichtliche Überprüfung in Verfahren
nach dem Wiener Naturschutzgesetz, Wiener Nationalparkgesetz, Wiener Fischereigesetz und
Wiener Jagdgesetz für gemäß § 19 Abs. 7 des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000 (UVP-
G 2000), BGBl. Nr. 697/1993, in der Fassung BGBl. I Nr. 26/2023, anerkannte und für Wien
zugelassene Umweltorganisationen für im Zeitraum von 20. Dezember 2017 bis 30. April 2020
erlassene Bescheide vorgenommen.

Dem Vorwurf im Vertragsverletzungsverfahren, dass nicht alle Ausnahmegenehmigungen auf
Grundlage von Art. 16 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der
natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen, ABl. Nr. L 206 vom 22. Juli
1992, S. 7, zuletzt geändert durch die Richtlinie 2013/17/EU vom 13.5.2013, ABl. Nr. L 158 vom 10.

https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/III/2005/88
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/III/2023/58
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Juni 2013, S. 193, in der Fassung der Berichtigung ABl. Nr. L 095 vom 29. März 2014, S. 70 (im
Folgenden Fauna-Flora-Habitat – Richtlinie) gerichtlich überprüft werden können, wird durch die
Einräumung eines Beschwerderechts für anerkannte Umweltorganisationen gegen Bescheide nach
dem Wiener Fischereigesetz, mit welchen etwa die Genehmigung des Fischfangs mit Gift oder
Sprengstoffen sowie von Luftfahrzeugen oder fahrenden Kraftfahrzeugen aus, erteilt werden kann,
Rechnung getragen. Damit werden die bereits bestehenden umfangreichen Beschwerderechte im
Bereich artenschutzrechtlicher Ausnahmegenehmigungen im Wiener Naturschutzgesetz, Wiener
Nationalparkgesetz und Wiener Jagdgesetz ergänzt.

Dem Vorwurf im Vertragsverletzungsverfahren, dass im Bereich des Wiener Fischereigesetzes und
des Wiener Jagdgesetzes keine Beteiligungsmöglichkeiten für anerkannte Umweltorganisationen
bestehen, wird durch Einräumung eines Teilnahmerechtes anden relevantenartenschutzrechtlichen
Verfahren betreffend die Fauna-Flora-Habitat – Richtlinie und die Richtlinie 2009/147/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 30.11.2009 über die Erhaltung der wildlebenden
Vogelarten, ABl. Nr. L 20 vom 26. Jänner 2010, S. 7, zuletzt geändert durch die Verordnung (EU)
2019/1010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019, ABl. Nr. L 170 vom
25.6.2019, S. 115 (im Folgenden Vogelschutz – Richtlinie), sowie die Verordnung (EU) Nr. 1143/2014
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2014 über die Prävention und das
Management der Einbringung und Ausbreitung invasiver gebietsfremder Arten, ABl. L 317 vom 4.
November 2014, S. 35, zuletzt geändert durch die Verordnung (EU) 2016/2031 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 2016, ABl. L 317 vom 23. November 2016, S. 4, Rechnung
getragen.

Weiters wird entsprechend dem Urteil des EuGH vom 14. Jänner 2021 in der Rechtssache C-826/18,
auf das sich auch die Europäische Kommission in der Begründeten Stellungnahme stützt,
anerkannten Umweltorganisationen in Verfahren nach dem Wiener Naturschutzgesetz, Wiener
Nationalparkgesetz, Wiener Fischereigesetz und Wiener Jagdgesetz, in denen Beteiligungsrechte
für anerkannte Umweltorganisationen bestehen, ein Gerichtszugang auch dann eingeräumt, wenn
diese von ihrem Teilnahmerecht im Verfahren keinen Gebrauch gemacht haben.

Im Wiener Naturschutzgesetzerfolgtdarüber hinaus eine Präzisierung im Hinblick auf die genannte
Verordnung (EU) Nr. 1143/2014.

Finanzielle Auswirkungen des Regelungsvorhabens:

Die beabsichtigte Regelung wird voraussichtlich keine wesentlichen finanziellen Auswirkungen
haben, da auch nach der aktuellen Rechtslage bereits Verwaltungsverfahren betreffend Vorhaben
in Europaschutzgebieten und im Bereich des Artenschutzes durchgeführt werden, in denen
anerkannte Umweltorganisationen im Rahmen der Bestimmungen des § 22 des Wiener
Nationalparkgesetzes, des § 40a des Wiener Naturschutzgesetzes, des § 61 des Wiener
Fischereigesetzes und des § 124 des Wiener Jagdgesetzes an Verfahren teilnehmen können bzw.
Gerichtszugang haben. Nach den bisherigen Erfahrungen ist davon auszugehen, dass anerkannte
Umweltorganisationen nur in Einzelfällen an Verwaltungsverfahren teilnehmen oder Beschwerde
erheben werden. Es ist daher auch beim Verwaltungsgericht Wien mit keinen erheblichen
Mehrkosten zu rechnen. Zusätzliche finanzielle Belastungen für die Stadt Wien durch die
gegenständliche Novelle sind nicht gegeben. Dem Bund und den übrigen Gebietskörperschaften
erwachsen durch die Umsetzung des gegenständlichen Gesetzesentwurfes keine zusätzlichen
Kosten.
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Besonderer Teil

1. Zur Änderung des Wiener Nationalparkgesetzes

Zu Art. I Z 3 bis 5 (§ 7 Abs. 8 bis 10):

Die Anpassung war aufgrund des Urteiles des EuGH vom 14.01.2021 in der Rechtssache C-826/18,
auf das sich auch die Europäische Kommission in der Begründeten Stellungnahme vom 16.11.2023
stützt, erforderlich. AnerkanntenUmweltorganisationenwird dementsprechendunabhängig davon,
ob eine Beteiligung in einem Verwaltungsverfahren erfolgt ist, ein Beschwerderecht gegen
Ausnahmegenehmigungen in Europaschutzgebieten eingeräumt. Die Zustellung der Bescheide
erfolgt entsprechend der bestehenden Regelung für artenschutzrechtliche
Ausnahmegenehmigungen über eine elektronische Plattform.

Eine Beschränkung der Beschwerdegründe erfolgt nur hinsichtlich eines erstmaligen unredlichen
oder missbräuchlichen Vorbringens anerkannter Umweltorganisationen, die sich am
Verwaltungsverfahren beteiligt haben. Ein solches Vorbringen liegt etwa dann vor, wenn im
vorangegangenen Verwaltungsverfahren in Widerspruch zu den erhobenen Beschwerdegründen
erklärt oder auf andere Art und Weise deutlich gemacht wurde, dass entsprechende Einwendungen
nicht bestehen. Eine derartige Regelung dient der Verfahrensökonomie und ist nach dem Urteil des
EuGH vom 15. Oktober 2015 in der Rechtssache C-137/14, Kommission/Deutschland (Rn. 81),
zulässig. Die Beurteilung hat jeweils im Einzelfall zu erfolgen und die Regelung ist restriktiv
auszulegen.

Zu Art. I Z 6 (§ 22 Abs. 5a):

Mit der letzten Sammelnovelle zur Umsetzung der Aarhus-Konvention (LGBl für Wien Nr. 27/2021)
wurde in § 22 Abs. 5 ein Recht anerkannter Umweltorganisationen auf rückwirkende gerichtliche
Überprüfung von Bescheiden gemäß § 7 Abs. 1 bis 3, die im Zeitraum von 1. Mai 2020 bis 1. Mai 2021
erlassen wurden, eingeräumt.

Mit der gegenständlichen Novelle wird das Recht auf Gerichtszugang auf Bescheide, die im Zeitraum
von 20. Dezember 2017 bis 30. April 2020 erlassen wurden, rückwirkend ausgedehnt.

Damit wird der Gerichtszugang für anerkannte Umweltorganisationen seit dem maßgeblichen Urteil
des EuGH vom 20. Dezember 2017 in der Rechtssache C-664/15 „Protect“ im Sinne der Forderungen
im Vertragsverletzungsverfahren durchgehend gewährleistet.

2. Zur Änderung des Wiener Naturschutzgesetzes

Zu Art. II Z 3 (§ 13 Abs. 3):

Die Bestimmung setzt Art. 22 lit. b der Fauna-Flora-Habitat – Richtlinie um und war aufgrund der
spezielleren Bestimmungen der unmittelbargeltenden Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 anzupassen.

Es wurde klargestellt, dass das Freisetzen in die Natur von gebietsfremden Arten, die Teil der
Unionsliste im Sinne der genannten Verordnung sind, jedenfalls verboten ist. Darüber hinaus gilt in
Umsetzung des Art. 22 lit. b der Fauna-Flora-Habitat – Richtlinieein Verbot gebietsfremde Artenin
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die Natur freizusetzen, die nicht Teil der Unionsliste sind, wenn eine Beeinträchtigung von
Biotoptypen im Sinne der § 7 ff. bzw. heimischer Tier- und Pflanzenarten zu erwarten ist. Die
Erteilung einer Genehmigung ist aufgrund der in diesen Fällen zu erwartenden nicht mehr oder nur
mit hohem wirtschaftlichem Aufwand umkehrbaren negativen Auswirkungen nicht mehr
vorgesehen. Damit wird auch der besonderen Bedeutung des Vorsorgegrundsatzes im
Umweltbereich hinsichtlich gebietsfremder Arten, die derzeit (noch) nicht Teil der immer wieder
erweiterten Unionsliste sind, Rechnung getragen.

Zu Art. II Z 4 bis 8 (§ 40a Abs. 1 bis 5):

Die Anpassung war aufgrund des Urteiles des EuGH vom 14. Jänner 2021 in der Rechtssache C-
826/18, auf das sich auch die Europäische Kommission in der Begründeten Stellungnahme vom
16.11.2023 stützt, erforderlich. Anerkannten Umweltorganisationen wird dementsprechend
unabhängig davon, ob eine Beteiligung in einem Verwaltungsverfahren erfolgt ist, ein
Beschwerderecht gegen Ausnahmegenehmigungen betreffend Vorhaben in Europaschutzgebieten
eingeräumt. Die Zustellung der Bescheide erfolgt entsprechend der bestehenden Regelung für
artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigungen über eine elektronische Plattform.

Eine Beschränkung der Beschwerdegründe erfolgt nur hinsichtlich eines erstmaligen unredlichen
oder missbräuchlichen Vorbringens anerkannter Umweltorganisationen, die sich am
Verwaltungsverfahren beteiligt haben. Ein solches Vorbringen liegt etwa dann vor, wenn im
vorangegangenen Verwaltungsverfahren in Widerspruch zu den erhobenen Beschwerdegründen
erklärt oder auf andere Art und Weise deutlich gemacht wurde, dass entsprechende Einwendungen
nicht bestehen. Eine derartige Regelung dient der Verfahrensökonomie und ist nach dem Urteil des
EuGH vom 15. Oktober 2015 in der Rechtssache C-137/14, Kommission/Deutschland (Rn. 81),
zulässig. Die Beurteilung hat jeweils im Einzelfall zu erfolgen und die Regelung ist restriktiv
auszulegen.

Zu Art. II Z 9 (§ 53 Abs. 4a):

Mit der letzten Sammelnovelle zur Umsetzung der Aarhus-Konvention (LGBl für Wien Nr. 27/2021)
wurde in § 53 Abs. 4 ein Recht anerkannter Umweltorganisationen auf rückwirkende gerichtliche
Überprüfung von Bescheiden gemäß § 22 Abs. 5, 6, 7 und 8 (Eingriffe in Europaschutzgebiete) und
§ 11 Abs. 2, 3, 4 und 7 (Ausnahmen von artenschutzrechtlichen Verboten soweit Tier- oder
Pflanzenarten betroffen sind, die durch die Fauna-Flora-Habitat – Richtlinie oder die Vogelschutz –
Richtlinie geschützt sind), die im Zeitraum von 1. Mai 2020 bis 1. Mai 2021 erlassen wurden,
eingeräumt.

Mit der gegenständlichen Novelle wird das Recht auf Gerichtszugang auf die angeführten
Bescheide, die im Zeitraum vom 20. Dezember 2017 bis 30. April 2020 erlassen wurden, rückwirkend
ausgedehnt.

Damit wird der Gerichtszugang für anerkannte Umweltorganisationen seit dem maßgeblichen Urteil
des Europäischen Gerichtshofes vom 20. Dezember 2017 in der Rechtssache C-664/15 „Protect“ im
Sinne der Forderungen im Vertragsverletzungsverfahren durchgehend gewährleistet.
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3. Zur Änderung des Wiener Fischereigesetzes und des Wiener Jagdgesetzes

Zu Art. III (§ 61 Wiener Fischereigesetz) und Art. IV (§ 124 Wiener Jagdgesetz):

Mit der gegenständlichen Novelle wird das Ziel verfolgt, die Beteiligung von Umweltorganisationen,
die gemäß § 19 Abs. 7 Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000 – UVP-G 2000, BGBl. Nr.
697/1993, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 26/2023, anerkannt und für Wien zugelassen sind, in
den für die Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (92/43/EWG), der Vogelschutz-Richtlinie (2009/147/EG)
oder der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 relevanten Verfahren entsprechend den Vorgaben des
Übereinkommens von Aarhus auszudehnen.

Die bisherigen gesetzlichen Grundlagen für die Mitwirkung dieser Umweltorganisationen werden
daher einerseits dahingehend angepasst, dass nunmehr auch jene Entscheidungen der Jagd- oder
Fischereibehörde mit Bezug auf die Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (92/43/EWG) oder die
Vogelschutz-Richtlinie (2009/147/EG), mit welchen etwa die Genehmigung des Fischfangs mit Gift
oder Sprengstoffen sowie von Luftfahrzeugen oder fahrenden Kraftfahrzeugen aus bzw. für das
Aussetzen von Fischarten, die nicht in den Wiener Gewässern heimisch sind, erteilt werden kann,
einer gerichtlichen Überprüfung durch diese Umweltorganisationen zugänglich gemacht werden.
Andererseits wird die Form der Beteiligung von obgenannten Umweltorganisationen in den
erstinstanzlichen Verfahren neu gestaltet.

Schließlich wird diesen Umweltorganisationen eine weitergehende rückwirkende
Beschwerdemöglichkeit an das Verwaltungsgericht Wien für jene Verfahren, welche einen Bezug zu
der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (92/43/EWG), der Vogelschutz-Richtlinie (2009/147/EG) oder
der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 haben, für den Zeitraum von 20. Dezember 2017 bis 30. April
2020 eingeräumt.
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Entwurf
Gesetz, mit dem das Gesetz über den Nationalpark Donau-Auen (Wiener
Nationalparkgesetz), das Gesetz, mit dem das Wiener Naturschutzgesetz
erlassen wird, das Gesetz betreffend das Fischereiwesen im Gebiete der

Stadt Wien (Wiener Fischereigesetz) und das Gesetz über die Regelung des
Jagdwesens (Wiener Jagdgesetz) geändert werden

Textgegenüberstellung

Artikel I
Änderung des Wiener Nationalparkgesetzes

Geltende Fassung

Begriffsbestimmungen

§ 3.
(1) Fauna-Flora-Habitat – Richtlinie ist die

Richtlinie 92/43/EWG vom 21. Mai 1992 zur
Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie
der wild lebenden Tiere und Pflanzen, ABl. Nr.
L 206 vom 22. Juli 1992 S. 7, zuletzt geändert
durch die Richtlinie 97/62/EG vom 27. Oktober
1997, ABl. Nr. L 305 vom 8. November 1997 S.
42.

(2) Vogelschutz – Richtlinie ist die
Richtlinie 79/409/EWG vom 2. April 1979 über
die Erhaltung der wild lebenden Vogelarten,
ABl. Nr. L 103 vom 25. April 1979 S. 1, zuletzt
geändert durch die Richtlinie 97/49/EG vom 29.
Juli 1997, ABl. Nr. L 223 vom 13. August 1997
S. 9.

§ 7. […]

(7) Umweltorganisationen, die gemäß § 19
Abs. 7 des
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000
(UVP-G 2000), BGBl. Nr. 697/1993, in der
Fassung BGBl. I Nr. 80/2018, anerkannt und für
Wien zugelassen sind, können an Verfahren nach

Vorgeschlagene Fassung

Begriffsbestimmungen

§ 3.
(1) Fauna-Flora-Habitat – Richtlinie ist die

Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai
1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume
sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen,
ABl. Nr. L 206 vom 22. Juli 1992, S. 7, zuletzt
geändert durch die Richtlinie 2013/17/EU des
Rates vom 13. Mai 2013, ABl. Nr. L 158 vom
10. Juni 2013, S. 193, in der Fassung der
Berichtigung ABl. Nr. L 95 vom 29. März
2014, S. 70.

(2) Vogelschutz – Richtlinie ist die
Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 30. November
2009 über die Erhaltung der wildlebenden
Vogelarten, ABl. Nr. L 20 vom 26. Jänner
2010, S. 7, zuletzt geändert durch die
Verordnung (EU) 2019/1010 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom
5. Juni 2019, ABl. Nr. L 170 vom 25. Juni
2019, S. 115.

§ 7. […]

(7) Umweltorganisationen, die gemäß § 19
Abs. 7 des
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000
(UVP-G 2000), BGBl. Nr. 697/1993, in der
Fassung BGBl. I Nr. 26/2023, anerkannt und für
Wien zugelassen sind, können an Verfahren nach
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Abs. 1 bis 3 nach Maßgabe des Abs. 8
teilnehmen.

(8) Die in Abs. 1 bis 3 genannten Verfahren
sind unverzüglich auf einer für diese
Umweltorganisationen zugänglichen
elektronischen Plattform für zwei Wochen
kundzumachen. Während dieses Zeitraumes
haben Umweltorganisationen gemäß Abs. 7 das
Recht auf Akteneinsicht. Umweltorganisationen
gemäß Abs. 7, die binnen zwei Wochen ab dem
Tag der Kundmachung auf der elektronischen
Plattform eine schriftliche Teilnahmeerklärung
bei der Naturschutzbehörde abgeben, haben
weiterhin das Recht auf Akteneinsicht sowie
darüber hinaus das Recht auf Erstattung von
Stellungnahmen im Verfahren zum Vorliegen
der Genehmigungsvoraussetzungen gemäß § 7
Abs. 3. Die abgegebenen Stellungnahmen sind
bei der Entscheidung in angemessener Weise zu
berücksichtigen. Verfahrensabschließende
Bescheide sind ihnen unverzüglich zuzustellen.

(9) Umweltorganisationen, die nach Abs. 8
am Verfahren teilgenommen haben, steht auch
das Recht zu, Beschwerde beim
Verwaltungsgericht Wien zu erheben.

Abs. 1 bis 3 nach Maßgabe des Abs. 8
teilnehmen.

(8) Die in Abs. 1 bis 3 genannten
Verfahren sind unverzüglich auf einer für diese
Umweltorganisationen zugänglichen
elektronischen Plattform für zwei Wochen
kundzumachen. Ab dem Tag der
Kundmachung haben Umweltorganisationen
gemäß Abs. 7 das Recht auf Akteneinsicht.
Umweltorganisationen gemäß Abs. 7, die binnen
zwei Wochen ab dem Tag der Kundmachung auf
der elektronischen Plattform eine schriftliche
Teilnahmeerklärung bei der Behörde abgeben,
haben das Recht, Stellungnahmen im Verfahren
zum Vorliegen der
Genehmigungsvoraussetzungen gemäß § 7 Abs.
3 abzugeben. Die Stellungnahmen sind bei der
Entscheidung in angemessener Weise zu
berücksichtigen.

(9) Bescheide in den in Abs. 1 bis 3
genannten Verfahren sind unverzüglich auf
einer für diese Umweltorganisationen
zugänglichen elektronischen Plattform für
vier Wochen kundzumachen. Ab dem Tag der
Kundmachung auf der elektronischen
Plattform gilt der Bescheid diesen
Umweltorganisationen als zugestellt.

(10) Umweltorganisationen im Sinne des
Abs. 7 steht das Recht zu, Beschwerde beim
Verwaltungsgericht Wien zu erheben.
Werden in einer Beschwerde einer
Umweltorganisation, die gemäß Abs. 8 eine
schriftliche Teilnahmeerklärung abgegeben
hat, Einwendungen oder Gründe erstmals
vorgebracht, so sind diese nicht zulässig,
wenn ihr erstmaliges Vorbringen
missbräuchlich oder unredlich ist.
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Schluß- und Übergangsbestimmungen

§ 22. […]

§ 23.

Durch dieses Landesgesetz werden folgende
Richtlinien der Europäischen Union umgesetzt:

1. Richtlinie 92/43/EWG vom 21. Mai 1992 zur
Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie
der wild lebenden Tiere und Pflanzen, ABl. Nr.
L 206 vom 22. Juli 1992 S. 7, zuletzt geändert
durch die Richtlinie 97/62/EG vom 27. Oktober
1997, ABl. Nr. L 305 vom 8. November 1997 S.
42, und

2. Richtlinie 79/409/EWG vom 2. April 1979
über die Erhaltung der wild lebenden
Vogelarten, ABl. Nr. L 103 vom 25. April 1979
S. 1, zuletzt geändert durch die Richtlinie

Schluss- und Übergangsbestimmungen

§ 22. […]

(5a) Umweltorganisationen im Sinne des
§ 7 Abs. 7 können zusätzlich zu Abs. 5 auch
gegen Bescheide gemäß § 7 Abs. 1 bis 3, die im
Zeitraum von 20. Dezember 2017 bis 30. April
2020 erlassen worden sind, Beschwerde beim
Verwaltungsgericht Wien erheben.
Beschwerden gegen solche Bescheide haben
keine aufschiebende Wirkung. Die Bescheide
sind auf einer für diese
Umweltorganisationen zugänglichen
elektronischen Plattform für vier Wochen
kundzumachen. Ab dem Tag der
Kundmachung auf der elektronischen
Plattform gilt der Bescheid diesen
Umweltorganisationen als zugestellt. Ab
diesem Zeitpunkt haben diese
Umweltorganisationen das Recht auf
Akteneinsicht. Dies gilt nicht für Bescheide,
die bereits rechtskräftig einer inhaltlichen
Überprüfung durch das Verwaltungsgericht
Wien unterzogen wurden und gegen die auf
Grund einer Revision beim
Verwaltungsgerichtshof oder Beschwerde
beim Verfassungsgerichtshof auch kein
Verfahren anhängig ist.

§ 23.

Durch dieses Landesgesetz werden folgende
Richtlinien der Europäischen Union umgesetzt:

1. Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai
1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume
sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen,
ABl. Nr. L 206 vom 22. Juli 1992, S. 7, zuletzt
geändert durch die Richtlinie 2013/17/EU des
Rates vom 13. Mai 2013, ABl. Nr. L 158 vom
10. Juni 2013, S. 193, in der Fassung der
Berichtigung ABl. Nr. L 95 vom 29. März
2014, S. 70,
2. Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 30. November
2009 über die Erhaltung der wildlebenden
Vogelarten, ABl. Nr. L 20 vom 26. Jänner
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97/49/EG vom 29. Juli 1997, ABl. Nr. L 223 vom
13. August 1997 S. 9.

3. durch die §§ 8a bis 8g, § 22 Abs. 4 und die
Anhänge I und II die Richtlinie 2001/42/EG vom
27. Juni 2001 über die Prüfung der
Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und
Programme, ABl. Nr. L 197 vom 21.7.2001 S.
30.

2010, S. 7, zuletzt geändert durch die
Verordnung (EU) 2019/1010 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom
5. Juni 2019, ABl. Nr. L 170 vom 25. Juni
2019, S. 115, und
3. durch die §§ 8a bis 8g, § 22 Abs. 4 und die
Anhänge I und II die Richtlinie 2001/42/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom
27. Juni 2001 über die Prüfung der
Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und
Programme, ABl. Nr. L 197 vom 21. Juli 2001,
S. 30.



5

Artikel II
Änderung des Wiener Naturschutzgesetzes

Geltende Fassung

Begriffsdefinitionen

§ 3. […]

(10) Fauna-Flora-Habitat – Richtlinie ist die
Richtlinie 92/43/EWG vom 21. Mai 1992 zur
Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie
der wild lebenden Tiere und Pflanzen, ABl. Nr.
L 206 vom 22.7.1992 S. 7, zuletzt geändert
durch die Richtlinie 97/62/EG vom 27. Oktober
1997, ABl. Nr. L 305 vom 8.11. 1997 S. 42.

(11) Vogelschutz – Richtlinie ist die Richtlinie
79/409/EWG vom 2. April 1979 über die
Erhaltung der wild lebenden Vogelarten, ABl.
Nr. L 103 vom 25.4.1979 S. 1, zuletzt geändert
durch die Richtlinie 97/49/EG vom 29. Juli
1997, ABl. Nr. L 223 vom 13.8.1997 S. 9.

Allgemeiner Tier- und Pflanzenschutz

§ 13. […]

(3) Das Aussetzen nicht heimischer Tiere oder
das Einbringen nicht heimischer Pflanzen bedarf
der Bewilligung der Naturschutzbehörde, wenn
eine Beeinträchtigung eines Biotoptyps im Sinne
der §§ 7 ff. oder heimischer Tier- und
Pflanzenarten zu erwarten ist. Eine Bewilligung
ist zu erteilen, wenn durch die beabsichtigte
Maßnahme der Landschaftshaushalt nicht
beeinträchtigt wird.

Vorgeschlagene Fassung

Begriffsdefinitionen

§ 3. […]

(10) Fauna-Flora-Habitat – Richtlinie ist die
Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai
1992 zur Erhaltung der natürlichen
Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere
und Pflanzen, ABl. Nr. L 206 vom 22. Juli
1992, S. 7, zuletzt geändert durch die
Richtlinie 2013/17/EU des Rates vom 13. Mai
2013, ABl. Nr. L 158 vom 10. Juni 2013, S.
193, in der Fassung der Berichtigung ABl. Nr.
L 95 vom 29. März 2014, S. 70.
(11) Vogelschutz – Richtlinie ist die Richtlinie
2009/147/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 30. November 2009 über
die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten,
ABl. Nr. L 20 vom 26. Jänner 2010, S. 7,
zuletzt geändert durch die Verordnung (EU)
2019/1010 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 5. Juni 2019, ABl. Nr. L 170
vom 25. Juni 2019, S. 115.

Allgemeiner Tier- und Pflanzenschutz

§ 13. […]

(3) Das Freisetzen gebietsfremder Arten in die
Natur ist verboten, wenn eine Beeinträchtigung
eines Biotoptyps im Sinne der §§ 7 ff. oder
heimischer Tier- und Pflanzenarten zu erwarten
ist. Jedenfalls verboten ist das Freisetzen
gebietsfremder Arten in die Natur im Sinne
der Unionsliste nach Art. 4 der Verordnung
(EU) Nr. 1143/2014 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 22. Oktober
2014 über die Prävention und das
Management der Einbringung und
Ausbreitung invasiver gebietsfremder Arten,
ABl. Nr. L 317 vom 4. November 2014, S. 35,
in der jeweils geltenden Fassung.
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§ 40a.

(1) Umweltorganisationen, die gemäß § 19 Abs.
7 des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes
2000 (UVP-G 2000), BGBl. Nr. 697/1993, in der
Fassung BGBl. I Nr. 80/2018, anerkannt und für
Wien zugelassen sind, können an Verfahren nach
§ 22 Abs. 5, 6, 7 und 8 (Eingriffe in
Europaschutzgebiete) nach Maßgabe des Abs. 2
teilnehmen.

(2) Die in Abs. 1 genannten Verfahren sind
unverzüglich auf einer für diese
Umweltorganisationen zugänglichen
elektronischen Plattform für zwei Wochen
kundzumachen. Während dieses Zeitraumes
haben Umweltorganisationen gemäß Abs. 1 das
Recht auf Akteneinsicht. Umweltorganisationen
gemäß Abs. 1, die binnen zwei Wochen ab dem
Tag der Kundmachung auf der elektronischen
Plattform eine schriftliche Teilnahmeerklärung
bei der Naturschutzbehörde abgeben, haben
weiterhin das Recht auf Akteneinsicht sowie
darüber hinaus das Recht auf Erstattung von
Stellungnahmen im Verfahren zum Vorliegen
der Genehmigungsvoraussetzungen gemäß § 22
Abs. 5 bis 9. Die abgegebenen Stellungnahmen
sind bei der Entscheidung in angemessener
Weise zu berücksichtigen.
Verfahrensabschließende Bescheide sind ihnen
unverzüglich zuzustellen.

(3) Umweltorganisationen, die nach Abs. 2 am
Verfahren teilgenommen haben, steht auch das
Recht zu, Beschwerde beim Verwaltungsgericht
Wien zu erheben.

(4) Umweltorganisationen, die gemäß § 19 Abs.
7 des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes
2000 (UVP-G 2000), BGBl. Nr. 697/1993, in der
Fassung BGBl. I Nr. 80/2018, anerkannt und für

§ 40a.

(1) Umweltorganisationen, die gemäß § 19 Abs.
7 des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes
2000 (UVP-G 2000), BGBl. Nr. 697/1993, in der
Fassung BGBl. I Nr. 26/2023, anerkannt und für
Wien zugelassen sind, können an Verfahren nach
Maßgabe der folgenden Bestimmungen
teilnehmen.

(2) Die Verfahren nach § 22 Abs. 5, 6, 7 und 8
(Eingriffe in Europaschutzgebiete) sind
unverzüglich auf einer für diese
Umweltorganisationen zugänglichen
elektronischen Plattform für zwei Wochen
kundzumachen. Ab dem Tag der
Kundmachung haben Umweltorganisationen
gemäß Abs. 1 das Recht auf Akteneinsicht.
Umweltorganisationen gemäß Abs. 1, die binnen
zwei Wochen ab dem Tag der Kundmachung auf
der elektronischen Plattform eine schriftliche
Teilnahmeerklärung bei der Naturschutzbehörde
abgeben, haben das Recht, Stellungnahmen im
Verfahren zum Vorliegen der
Genehmigungsvoraussetzungen gemäß § 22
Abs. 5 bis 9 abzugeben. Die Stellungnahmen
sind bei der Entscheidung in angemessener
Weise zu berücksichtigen.

(3) Umweltorganisationen im Sinne des Abs. 1
steht gegen Bescheide gemäß § 22 Abs. 5, 6, 7
und 8 (Eingriffe in Europaschutzgebiete) das
Recht zu, Beschwerde beim Verwaltungsgericht
Wien zu erheben. Werden in einer Beschwerde
einer Umweltorganisation, die gemäß Abs. 2
eine schriftliche Teilnahmeerklärung
abgegeben hat, Einwendungen oder Gründe
erstmals vorgebracht, so sind diese nicht
zulässig, wenn ihr erstmaliges Vorbringen
missbräuchlich oder unredlich ist.

(4) Umweltorganisationen im Sinne des Abs. 1
steht das Recht zu, gegen Bescheide gemäß § 11
Abs. 2, 3, 4 und 7 (Ausnahmen von
artenschutzrechtlichen Verboten), soweit Tier-
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Wien zugelassen sind, steht das Recht zu, gegen
Bescheide gemäß § 11 Abs. 2, 3, 4 und 7
(Ausnahmen von artenschutzrechtlichen
Verboten), soweit Tier- oder Pflanzenarten
betroffen sind, die durch die Fauna-Flora-
Habitat-Richtlinie oder die Vogelschutz-
Richtlinie geschützt sind, eine Beschwerde beim
Verwaltungsgericht Wien zu erheben.

(5) Die in Abs. 4 genannten Bescheide sind
unverzüglich auf einer für diese
Umweltorganisationen zugänglichen
elektronischen Plattform für vier Wochen
bereitzustellen. Ab dem Tag der Bereitstellung
auf der elektronischen Plattform gilt der
Bescheid diesen Umweltorganisationen als
zugestellt. Ab diesem Zeitpunkt ist ihnen
Einsicht in den Verwaltungsakt zu gewähren.

Übergangsbestimmungen

§ 53. […]

oder Pflanzenarten betroffen sind, die durch die
Fauna-Flora-Habitat – Richtlinie oder die
Vogelschutz – Richtlinie geschützt sind, eine
Beschwerde beim Verwaltungsgericht Wien zu
erheben.

(5) Bescheide in den in Abs. 3 und Abs. 4
genannten Verfahren sind unverzüglich auf
einer für diese Umweltorganisationen
zugänglichen elektronischen Plattform für vier
Wochen kundzumachen. Ab dem Tag der
Kundmachung auf der elektronischen Plattform
gilt der Bescheid diesen Umweltorganisationen
als zugestellt. Ab diesem Zeitpunkt haben
diese Umweltorganisationen in Verfahren
nach Abs. 4 das Recht auf Akteneinsicht

Übergangsbestimmungen

§ 53. […]

(4a) Umweltorganisationen im Sinne des
§ 40a Abs. 1 können zusätzlich zu Abs. 4 auch
gegen Bescheide gemäß § 40a Abs. 3 und 4, die
im Zeitraum von 20. Dezember 2017 bis 30.
April 2020 erlassen worden sind, Beschwerde
beim Verwaltungsgericht Wien erheben.
Beschwerden gegen solche Bescheide haben
keine aufschiebende Wirkung. Die Bescheide
sind auf einer für diese
Umweltorganisationen zugänglichen
elektronischen Plattform für vier Wochen
kundzumachen. Ab dem Tag der
Kundmachung auf der elektronischen
Plattform gilt der Bescheid diesen
Umweltorganisationen als zugestellt. Ab
diesem Zeitpunkt haben diese
Umweltorganisationen das Recht auf
Akteneinsicht. Dies gilt nicht für Bescheide,
die bereits rechtskräftig einer inhaltlichen
Überprüfung durch das Verwaltungsgericht
Wien unterzogen wurden und gegen die auf
Grund einer Revision beim
Verwaltungsgerichtshof oder Beschwerde
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Bezugnahme auf Richtlinien

§ 54. Durch § 6, § 7, § 8, § 9, § 10, § 11, § 12, §
13, § 14, § 15, § 17 Abs. 1, § 18 Abs. 3, § 22, §
22a, § 23 Abs. 1, 4 und 5, § 24 Abs. 5, 6 und 8,
§ 26 sowie § 37 dieses Gesetzes werden folgende
Richtlinien der Europäischen Union umgesetzt:

1. Richtlinie 92/43/EWG vom 21. Mai 1992 zur
Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie
der wild lebenden Tiere und Pflanzen, ABl. Nr.
L 206 vom 22.7.1992 S. 7, zuletzt geändert durch
die Richtlinie Nr. 97/62/EG vom 27. Oktober
1997, ABl. Nr. L 305 vom 8.11.1997 S. 42 und

2. Richtlinie 79/409/EWG vom 2. April 1979
über die Erhaltung der wild lebenden
Vogelarten, ABl. Nr. L 103 vom 25.4.1979 S. 1,
zuletzt geändert durch die Richtlinie Nr.
97/49/EG vom 29. Juli 1997, ABl. Nr. L 223 vom
13.8.1997 S. 9.

beim Verfassungsgerichtshof auch kein
Verfahren anhängig ist.

Bezugnahme auf Richtlinien

§ 54. Durch § 6, § 7, § 8, § 9, § 10, § 11, § 12, §
13, § 14, § 15, § 17 Abs. 1, § 18 Abs. 3, § 22, §
22a, § 23 Abs. 1, 4 und 5, § 24 Abs. 5, 6 und 8,
§ 26 sowie § 37 dieses Gesetzes werden folgende
Richtlinien der Europäischen Union umgesetzt:

1. Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai
1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume
sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen,
ABl. Nr. L 206 vom 22. Juli 1992, S. 7, zuletzt
geändert durch die Richtlinie 2013/17/EU des
Rates vom 13. Mai 2013, ABl. Nr. L 158 vom
10. Juni 2013, S. 193, in der Fassung der
Berichtigung ABl. Nr. L 95 vom 29. März
2014, S. 70, und
2. Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 30. November
2009 über die Erhaltung der wildlebenden
Vogelarten, ABl. Nr. L 20 vom 26. Jänner
2010, S. 7, zuletzt geändert durch die
Verordnung (EU) 2019/1010 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom
5. Juni 2019, ABl. Nr. L 170 vom 25. Juni
2019, S. 115.
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Artikel III
Änderung des Wiener Fischereigesetzes

Geltende Fassung

§ 61. […]
(5) Gemäß § 19 Abs. 7

Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000 –
UVP-G 2000, BGBl. Nr. 697/1993, in der
Fassung BGBl. I Nr. 80/2018, anerkannte und
für Wien zugelassene Umweltorganisationen
haben das Recht gegen Bewilligungen gemäß §
47 Abs. 1 (Ausnahmen von
artenschutzrechtlichen Verboten) betreffend
eine nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie
(92/43/EWG) geschützten Art eine Beschwerde
beim Verwaltungsgericht Wien zu erheben.

(6) Die in Abs. 5 genannten Bescheide sind
unverzüglich auf einer für diese
Umweltorganisationen zugänglichen
elektronischen Plattform für vier Wochen
bereitzustellen. Ab dem Tag der Bereitstellung
auf der elektronischen Plattform gilt der
Bescheid diesen Umweltorganisationen als
zugestellt. Ab diesem Zeitpunkt ist diesen
Umweltorganisationen Einsicht in den
Verwaltungsakt zu gewähren.

Vorgeschlagene Fassung

§ 61. […]
(5) Gemäß § 19 Abs. 7

Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000
(UVP-G 2000), BGBl. Nr. 697/1993, in der
Fassung BGBl. I Nr. 26/2023, anerkannte und
für Wien zugelassene Umweltorganisationen
haben das Recht, sich an Verfahren um
Bewilligungen nach § 47 Abs. 1 (Ausnahmen
von artenschutzrechtlichen Verboten), § 49a
Abs. 1 (Ausnahmen vom Gebrauch
verbotener Vorrichtungen, Fangmittel und
Methoden) und § 53 Abs. 3 (Ausnahmen vom
Verbot des Aussetzens von Fischarten wie
auch von Eiern, Brut, Setzlingen oder
Jungfischen, die in Wiener Gewässern nicht
heimisch sind) betreffend eine nach der
Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai
1992 zur Erhaltung der natürlichen
Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere
und Pflanzen, ABl. Nr. L 206 vom 22. Juli
1992, S. 7, zuletzt geändert durch die
Richtlinie 2013/17/EU des Rates vom 13. Mai
2013, ABl. Nr. L 158 vom 10. Juni 2013, S.
193, in der Fassung der Berichtigung ABl. Nr.
L 95 vom 29. März 2014, S. 70 (im Folgenden
Fauna-Flora-Habitat – Richtlinie) geschützte
Art nach Maßgabe des Abs. 6 zu beteiligen.

(6) Die in Abs. 5 genannten Verfahren
sind unverzüglich auf einer für diese
Umweltorganisationen zugänglichen
elektronischen Plattform für zwei Wochen
kundzumachen. Ab dem Tag der
Kundmachung haben Umweltorganisationen
gemäß Abs. 5 das Recht auf Akteneinsicht.
Umweltorganisationen gemäß Abs. 5, die
binnen zwei Wochen ab dem Tag der
Kundmachung auf der elektronischen
Plattform eine schriftliche
Teilnahmeerklärung bei der
Fischereibehörde abgeben, haben das Recht,
Stellungnahmen im Verfahren zum Vorliegen
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(7) Die in Abs. 5 genannten
Umweltorganisationen können auch gegen
Bescheide im Sinne des Abs. 5, die längstens ein
Jahr vor dem Inkrafttreten dieser Bestimmung
erlassen worden sind, Beschwerde beim
Verwaltungsgericht Wien erheben.
Beschwerden gegen solche Bescheide haben
keine aufschiebende Wirkung. Gleiches gilt für
Verfahren gemäß § 47 Abs. 1, betreffend eine
nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie
(92/43/EWG) geschützten Art, die zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Bestimmung
anhängig, aber noch nicht abgeschlossen sind.
Das Beschwerderecht gilt nicht für Bescheide,
die bereits rechtskräftig einer inhaltlichen
Überprüfung durch das Verwaltungsgericht
Wien unterzogen wurden und gegen die auf
Grund einer Revision beim
Verwaltungsgerichtshof oder Beschwerde beim
Verfassungsgerichtshof auch kein Verfahren
anhängig ist. Die Bestimmungen des Abs. 6
finden sinngemäß Anwendung.

der Genehmigungsvoraussetzungen gemäß
§ 47 Abs. 1, § 49a Abs. 1 und § 53 Abs. 3
abzugeben. Die Stellungnahmen sind von der
Fischereibehörde bei ihrer Entscheidung in
angemessener Weise zu berücksichtigen.

(7) Soweit eine nach der Fauna-Flora-
Habitat – Richtlinie geschützte Art betroffen
ist, steht Umweltorganisationen im Sinne des
Abs. 5 das Recht zu, gegen Bescheide gemäß §
47 Abs. 1, § 49a Abs. 1 und § 53 Abs. 3
Beschwerde beim Verwaltungsgericht Wien
zu erheben. Werden in einer Beschwerde
einer Umweltorganisation, die gemäß Abs. 6
eine schriftliche Teilnahmeerklärung
abgegeben hat, Einwendungen oder Gründe
erstmals vorgebracht, so sind diese nicht
zulässig, wenn ihr erstmaliges Vorbringen
missbräuchlich oder unredlich ist.

(8) Bescheide in den in Abs. 5 genannten
Verfahren sind unverzüglich auf einer für
diese Umweltorganisationen zugänglichen
elektronischen Plattform für vier Wochen
kundzumachen. Ab dem Tag der
Kundmachung auf der elektronischen
Plattform gilt der Bescheid diesen
Umweltorganisationen als zugestellt.

(9) Die in Abs. 5 genannten
Umweltorganisationen können auch gegen
Bescheide im Sinne des Abs. 5, die längstens
ein Jahr vor dem Inkrafttreten dieser
Bestimmung erlassen worden sind,
Beschwerde beim Verwaltungsgericht Wien
erheben. Beschwerden gegen solche
Bescheide haben keine aufschiebende
Wirkung. Gleiches gilt für Verfahren gemäß
§ 47 Abs. 1, § 49a Abs. 1 und § 53 Abs. 3,
betreffend eine nach der Fauna-Flora-
Habitat – Richtlinie geschützte Art, die zum
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Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser
Bestimmung anhängig, aber noch nicht
abgeschlossen sind. Das Beschwerderecht gilt
nicht für Bescheide, die bereits rechtskräftig
einer inhaltlichen Überprüfung durch das
Verwaltungsgericht Wien unterzogen wurden
und gegen die auf Grund einer Revision beim
Verwaltungsgerichtshof oder Beschwerde
beim Verfassungsgerichtshof auch kein
Verfahren anhängig ist. Die Bestimmungen
des Abs. 6 finden sinngemäß Anwendung.

(10) Die in Abs. 5 genannten
Umweltorganisationen können zusätzlich zu
Abs. 9 auch gegen Bescheide im Sinne des
Abs. 5, die im Zeitraum vom 20. Dezember
2017 bis 30. April 2020 erlassen worden sind,
Beschwerde beim Verwaltungsgericht Wien
erheben. Diese Bescheide sind unverzüglich
auf einer für diese Umweltorganisationen
zugänglichen elektronischen Plattform für
vier Wochen kundzumachen. Ab dem Tag der
Kundmachung auf der elektronischen
Plattform gilt der Bescheid diesen
Umweltorganisationen als zugestellt. Ab
diesem Zeitpunkt haben diese
Umweltorganisationen das Recht auf
Akteneinsicht. Beschwerden gegen solche
Bescheide haben keine aufschiebende
Wirkung. Gleiches gilt für Verfahren gemäß
§ 47 Abs. 1, § 49a Abs. 1 und § 53 Abs. 3,
betreffend eine nach der Fauna-Flora-
Habitat – Richtlinie geschützte Art, die zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser
Bestimmung anhängig, aber noch nicht
abgeschlossen sind. Das Beschwerderecht gilt
nicht für Bescheide, die bereits rechtskräftig
einer inhaltlichen Überprüfung durch das
Verwaltungsgericht Wien unterzogen wurden
und gegen die auf Grund einer Revision beim
Verwaltungsgerichtshof oder Beschwerde
beim Verfassungsgerichtshof auch kein
Verfahren anhängig ist. Die Bestimmungen
des Abs. 6 finden sinngemäß Anwendung.
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Artikel IV
Änderung des Wiener Jagdgesetzes

Geltende Fassung

§ 124. […]

(4) Gemäß § 19 Abs. 7
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000 –
UVP-G 2000, BGBl. Nr. 697/1993, zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 80/2018,
anerkannte und für Wien zugelassene
Umweltorganisationen haben das Recht gegen
Bewilligungen gemäß § 69 Abs. 2, § 70 Abs. 3,
§ 76 und § 86 Abs. 5 (Ausnahmen von
artenschutzrechtlichen Verboten) betreffend
eine nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie
(92/43/EWG) oder der Vogelschutz-Richtlinie
(2009/147/EG) geschützten Art eine Beschwerde
beim Verwaltungsgericht Wien zu erheben.

(5) Die in Abs. 4 genannten Bescheide sind
unverzüglich auf einer für diese
Umweltorganisationen zugänglichen
elektronischen Plattform für vier Wochen
bereitzustellen. Ab dem Tag der Bereitstellung
auf der elektronischen Plattform gilt der
Bescheid diesen Umweltorganisationen als
zugestellt. Ab diesem Zeitpunkt ist diesen
Umweltorganisationen Einsicht in den
Verwaltungsakt zu gewähren.

(6) Die in Abs. 4 genannten
Umweltorganisationen können auch gegen
Bescheide im Sinne des Abs. 4, die längstens ein
Jahr vor dem Inkrafttreten dieser Bestimmung
erlassen worden sind, Beschwerde beim
Verwaltungsgericht Wien erheben.
Beschwerden gegen solche Bescheide haben
keine aufschiebende Wirkung. Gleiches gilt für
Verfahren gemäß § 69 Abs. 2, § 70 Abs. 3, § 76

Vorgeschlagene Fassung

§ 124. […]

(4) Gemäß § 19 Abs. 7
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000
(UVP-G 2000), BGBl. Nr. 697/1993, in der
Fassung BGBl. I Nr. 26/2023, anerkannte und
für Wien zugelassene Umweltorganisationen
haben das Recht sich an Verfahren um
Bewilligungen nach § 69 Abs. 2, § 70 Abs. 3, §
76 und § 86 Abs. 5 (Ausnahmen von
artenschutzrechtlichen Verboten) betreffend
eine nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie
(92/43/EWG) oder der Vogelschutz-Richtlinie
(2009/147/EG) geschützten Art nach Maßgabe
des Abs. 5 zu beteiligen.

(5) Die in Abs. 4 genannten Verfahren sind
unverzüglich auf einer für diese
Umweltorganisationen zugänglichen
elektronischen Plattform für zwei Wochen
kundzumachen. Ab dem Tag der
Kundmachung haben Umweltorganisationen
gemäß Abs. 4 das Recht auf Akteneinsicht.
Umweltorganisationen gemäß Abs. 4, die
binnen zwei Wochen ab dem Tag der
Kundmachung auf der elektronischen
Plattform eine schriftliche
Teilnahmeerklärung bei der Jagdbehörde
abgeben, haben das Recht Stellungnahmen im
Verfahren zum Vorliegen der
Genehmigungsvoraussetzungen gemäß § 69
Abs. 2, § 70 Abs. 3, § 76 und § 86 Abs. 5
abzugeben. Die Stellungnahmen sind von der
Jagdbehörde bei ihrer Entscheidung in
angemessener Weise zu berücksichtigen.

(6) Soweit eine nach der Fauna-Flora-
Habitat-Richtlinie (92/43/EWG) oder der
Vogelschutz-Richtlinie (2009/147/EG)
geschützte Art betroffen ist, steht
Umweltorganisationen im Sinne des Abs. 4
das Recht zu, gegen Bescheide gemäß § 69
Abs. 2, § 70 Abs. 3, § 76 und § 86 Abs. 5
Beschwerde beim Verwaltungsgericht Wien
zu erheben. Werden in einer Beschwerde
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und § 86 Abs. 5, betreffend eine nach der Fauna-
Flora-Habitat-Richtlinie (92/43/EWG) oder der
Vogelschutz-Richtlinie (2009/147/EG)
geschützten Art, die zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieser Bestimmung anhängig, aber
noch nicht abgeschlossen sind. Das
Beschwerderecht gilt nicht für Bescheide, die
bereits rechtskräftig einer inhaltlichen
Überprüfung durch das Verwaltungsgericht
Wien unterzogen wurden und gegen die auf
Grund einer Revision beim
Verwaltungsgerichtshof oder Beschwerde beim
Verfassungsgerichtshof auch kein Verfahren
anhängig ist. Die Bestimmungen des Abs. 5
finden sinngemäß Anwendung.

einer Umweltorganisation, die gemäß Abs. 5
eine schriftliche Teilnahmeerklärung
abgegeben hat, Einwendungen oder Gründe
erstmals vorgebracht, so sind diese nicht
zulässig, wenn ihr erstmaliges Vorbringen
missbräuchlich oder unredlich ist.

(7) Bescheide in den in Abs. 4 genannten
Verfahren sind unverzüglich auf einer für
diese Umweltorganisationen zugänglichen
elektronischen Plattform für vier Wochen
kundzumachen. Ab dem Tag der
Kundmachung auf der elektronischen
Plattform gilt der Bescheid diesen
Umweltorganisationen als zugestellt.

(8) Die in Abs. 4 genannten
Umweltorganisationen können auch gegen
Bescheide im Sinne des Abs. 4, die längstens
ein Jahr vor dem Inkrafttreten dieser
Bestimmung erlassen worden sind,
Beschwerde beim Verwaltungsgericht Wien
erheben. Beschwerden gegen solche
Bescheide haben keine aufschiebende
Wirkung. Gleiches gilt für Verfahren gemäß
§ 69 Abs. 2, § 70 Abs. 3, § 76 und § 86 Abs. 5,
betreffend eine nach der Fauna-Flora-
Habitat-Richtlinie (92/43/EWG) oder der
Vogelschutz-Richtlinie (2009/147/EG)
geschützte Art, die zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieser Bestimmung anhängig,
aber noch nicht abgeschlossen sind. Das
Beschwerderecht gilt nicht für Bescheide, die
bereits rechtskräftig einer inhaltlichen
Überprüfung durch das Verwaltungsgericht
Wien unterzogen wurden und gegen die auf
Grund einer Revision beim
Verwaltungsgerichtshof oder Beschwerde
beim Verfassungsgerichtshof auch kein
Verfahren anhängig ist. Die Bestimmungen
des Abs. 5 finden sinngemäß Anwendung.
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(9) Die in Abs. 4 genannten
Umweltorganisationen können zusätzlich zu
Abs. 8 auch gegen Bescheide im Sinne des
Abs. 4, die im Zeitraum vom 20. Dezember
2017 bis 30. April 2020 erlassen worden sind,
Beschwerde beim Verwaltungsgericht Wien
erheben. Diese Bescheide sind unverzüglich
auf einer für diese Umweltorganisationen
zugänglichen elektronischen Plattform für
vier Wochen kundzumachen. Ab dem Tag der
Kundmachung auf der elektronischen
Plattform gilt der Bescheid diesen
Umweltorganisationen als zugestellt. Ab
diesem Zeitpunkt haben diese
Umweltorganisationen das Recht auf
Akteneinsicht. Beschwerden gegen solche
Bescheide haben keine aufschiebende
Wirkung. Gleiches gilt für Verfahren gemäß
§ 69 Abs. 2, § 70 Abs. 3, § 76 und § 86 Abs. 5,
betreffend eine nach der Fauna-Flora-
Habitat-Richtlinie (92/43/EWG) oder der
Vogelschutz-Richtlinie (2009/147/EG)
geschützte Art, die zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieser Bestimmung anhängig,
aber noch nicht abgeschlossen sind. Das
Beschwerderecht gilt nicht für Bescheide, die
bereits rechtskräftig einer inhaltlichen
Überprüfung durch das Verwaltungsgericht
Wien unterzogen wurden und gegen die auf
Grund einer Revision beim
Verwaltungsgerichtshof oder Beschwerde
beim Verfassungsgerichtshof auch kein
Verfahren anhängig ist.


